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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1946 Ausgegeben am 14. September 1946 48. Stück

1 5 8 . Bundesverfassungsgesetz: 4. Wirtschaftssäuberungsgesetznovelle.
1 5 9 . Bundesgesetz: Beihilfen zu den Renten aus der Altersfürsorge und der Invalidenversicherung.
1 6 0 . Bundesgesetz: Mietengesetznovelle 1946 — (Miet.Ges.Nov. 1946).
1 6 1 . Bundesgesetz: Prozeß- und ezekutionsrechtliche Sonderbestimmungen für schutzwürdige Unternehmungen.
162. Bundesgesetz: Devisengesetz.
1 6 3 . Bundesgesetz: Invalideneinstellungsgesetz.
164. Bundesgesetz: Erbschaftssteuernovelle 1946.
165. Bundesgesetz: Wiedereinführung der Weinsteuer.

1 5 8 . Bundesverfassungsgesete vom 25. Juli
1946, betreffend Abänderung des "Wirt-
schaftssäuberungsgesetzes vom 12. Septem-
ber 1945, St. G. Bl. Nr. 160, in der Fassung
der 3. Wirtschaftssäuberungsgesetznovelle
vom 22. März 1946, B. G. BL Nr. 80
(4. Wirtschaftssäuberungsgesetznovelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:
§ 1. Im § 11, Abs. (1), des Verfassungsgesetzes

vom 12. September 1945, über Maßnahmen zur
Wiederherstellung gesunder Verhältnisse in der
Privatwirtschaft, St. G. Bl. Nr. 160 (Wirtschafts-
säuberungsgesetz), in der Fassung des Bundesver-
fassungsgesetzes vom 22. März 1946, betreffend
Abänderung und Ergänzung des Wirtschaftssäu-
berungsgesetzes, B. G. Bl . Nr. 80 (3. Wirtschafts-
säuberungsgesetznovelle), sind die Worte „31. Ju-
li 1946" durch die Worte „31. Oktober 1946" zu
ersetzen.

§ 2. Dieses Rundesverfassungsgesetz tritt am.
1. August 1946 in Kraft. Mit der Vollziehung ist
das Bundesministerium für soziale Verwaltung im
Einvernehmen mit den beteiligten Bundesmini-
sterien betraut.

Renner
Figl Maisel

1 5 9 . Bundesgesetz vom 3. Juli 1946, womit
Beihilfen zu den Renten aus der Altersfür-
sorge und der Invalidenversicherung gewährt

werden.
Der Nationalrat hat beschlossen:
§ 1. Österreichischen Staatsbürgern mit dem

Wohnsitz im Inland, die von einem österreichi-
schen Versicherungsträger und zu dessen Lasten
eine Altersfürsorgerente oder eine Rente aus der
Invalidenversicherung beziehen und nicht zu den
im § 17 des Verbotsgesetzes, St. G. Bl. Nr. 13
1945 genannten Personen gehören, werden bis
zu einer Neuregelung zu diesen Renten Beihil-
fen nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen
gewährt.

§ 2., (1) Die Beihilfe zur Altersfürsorgerente
und zur Invalidenrente beträgt 20 S monatlich.

(2) Voraussetzung für die Gewährung der Bei-
hilfe an Empfänger der Invalidenrente ist eine
österreichische Vordienstzeit. Diese Voraussetzung
gilt bei den am Tage des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes im Rentenbezug stehenden Per-
sonen als erfüllt, wenn sie vor diesem Zeitpunkt
das 65. Lebensjahr vollendet haben.

§ 3. (1) Die Beihilfe zur Witwenrente beträgt
10 S, zur Waisenrente 8 S monatlich.

(2) Voraussetzung für die Gewährung der Bei-
hilfe ist, daß der Versicherte, von dem der An-
spruch auf Witwen-, beziehungsweise Waisen-
rente abgeleitet wird, eine österreichische Vor-
dienstzeit zurückgelegt hat. Diese Voraussetzung
ist bei den am Tage des Inkrafttretens dieses Bun-
desgesetzes bereits zuerkannten Witwen- und
Waisenrenten als erfüllt anzunehmen.

§ 4. (1) Der Anspruch auf Beihilfe ruht, solange
der Empfangsberechtigte

a) seinen Wohnsitz im Ausland hat,
b) neben der beihilfefähigen Rente einen wei-

teren Bezug aus Mitteln der gesetzlichen
Renten- oder Unfallversicherung oder aus
anderen öffentlichen Mitteln mit Ausnahme
fürsorgerechtlicher Leistungen hat, bis zur
Höhe dieses weiteren Bezuges,

c) seinen Lebensunterhalt zusätzlich aus Ar-
beits- oder anderweitigen Einkommen be-
streitet und das 65. Lebensjahr noch nicht
vollendet hat.

(2) Die Beihilfen sind bei Prüfung der fürsorge-
rechtlichen Hilfsbedürftigkeit nicht anzurechnen.

§ 5. Im übrigen sind auf die Gewährung der
Beihilfen und das hiebei zu beobachtende Ver-
fahren die Bestimmungen über die Leistungen
aus der Invalidenversicherung sinngemäß anzu-
wenden. Sei Gewährung der vollen Beihilfen zu
Renten, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes bereits zuerkannt sind,
entfällt die Erteilung von Bescheiden.

16 62



318 Stück 48, Nr. 160 und 161.

§ 6. Die aus der Gewährung der Beihilfen er-
wachsenden Kosten tragt der Bund.

§ 7. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Juli
1946 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Finanzen betraut.

Renner
Figl Maisel Zimmermann

1 6 0 . Bundesgesetz vom 24. Juli 1946,
betreffend die Vereinbarung von Neu-
vermietungszuschlägen (Mietengesetznovelle

1946 — Miet.Ges.Nov. 1946).
Der Nationalrat hat beschlossen:
§ 1. (1) Der Zuschlag nach § 16, Abs. (1), des

Mietengesetzes darf weder beim Abschluß eines
neuen Mietvertrages vereinbart, noch bei einem
schon bestehenden Mietvertrag für die nach dem
1. August 1946 liegende Mietzeit begehrt werden,
wenn die früheren Mieträume des Mieters durch.
Kriegseinwirkung ganz oder teilweise unbenütz-
bar wurden oder wenn der Mieter des Miet-
rechtes an seinen früheren Mieträumen in der
Zeit der nationalsozialistischen Herrschaft aus
rassischen oder politischen Gründen verlustig
geworden ist.

(2) Die Begünstigung des Abs. (1) gilt nu r für
solche Verträge, die vor dem 1. August 1948
zwischen den beteiligten Personen abgeschlossen
worden sind.

(3) Weiters t re ten die Begünstigungen des
Abs. (1) nicht ein bei Wohnungen mit einem
Friedenszins ( 1 . August 1914) von mehr als
1200 Kronen, es wäre denn, daß die Zahl der
sie benützenden Personen größer ist als die Zahl
der vorhandenen Wohnräume. Bei der Berech-
nung der die Wohnung benützenden Personen
sind Hausgehilfinnen oder sonst Personen, die
zur Leistung von Diensten für die Hauswirt-
schaft des Dienstgebers oder für Mitglieder des
Hausstandes angestellt und in die Hausgemein-
schaft des Dienstgebers aufgenommen sind, nicht
mitzuzählen.

§ 2. Die Anordnung zur Ergänzung der 1. Ver-
ordnung des Reichsstatthalters über die Miet-
zinsregelung im Lande Österreich vom 22. März
1939, verlautbart in der „Wiener Zeitung" vom
25. März 1939, Nr . 78, richtiggestellt in der
„Wiener Zeitung" vom 28. März 1939, Nr . 80,
durch die ein Verbot der Vereinbarung eines
Zuschlages zum Hauptmietzins nach § 16,
Abs. {1), des Mietengesetzes verfügt wurde, wird
aufgehoben.

§ 3. (1) Konnte beim Abschluß eines noch
bestehenden Mietvertrages auf Grund der in § 2
genannten Anordnung ein Zuschlag zum Haupt-
mietzins nach § 16, Abs. (1), des Mietengesetzes

nicht vereinbart werden und wurde der Zuschlag
auch nicht später durch die Preisbeihorde zuge-
lassen, so kann der Vermieter, von dem auf den
Wirksamkeitsbeginn dieses Gesetzes folgenden
Zinstermin angefangen, für die künftige Dauer
des Vertrages einen solchen Zuschlag begehren,
soweit die Bestimmungen des § 1, Abs. (1), nicht
entgegenstehen. Das Begehren des Vermieters
auf Zahlung des Zuschlages muß bei sonstigem
Verlust« des Anspruches binnen zwei Monaten
nach Inkraft treten dieses Gesetzes mittels einge-
schriebenen Briefes gestellt werden. K o m m t
binnen einem Monat nach dem Ablauf dieser
Frist eine Vereinbarung nicht zustande, so endet
der Mietvertrag mit Ablauf von vier Monaten
nach Wirksamkeitsbeginn dieses Gesetzes.

(2) Wird der Mieter zur Räumung verurteil t
[Abs. (1)], so beträgt die Leistungsfrist drei Mo-
nate, ihre Verlängerung ist unzulässig. Der bis-
herige Bestandnehmer h a t für d ie Benützung
der Räume nach der Beendigung des Mietver-
trages bis zur tatsächlichen Räumung einen Ent-
schädigungsbetrag in der H ö h e des letzten
Mietzinses zu bezahlen.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Justiz im Einver-
nehmen m i t dem Bundesministerium für soziale
Verwaltung betraut.

Renner
Figl Gerö Maisel

161 . Bundesgesetz vom 24. Juli 1946 über
prozeß- und exekutionsrechtliche Sonder-
bestinmungen für schutzwürdige Unter-

nehmungen.
Der Nationalrat hat beschlossen:
§ 1. Unternehmungen, deren Betriebe un-

mittelbar oder mittelbar vornehmlich der Deckung
des Rüstungsbedarfes dienten, können unter den
Voraussetzungen des § 2 bei der nach ihrem Sitz
zuständigen Kammer für Handel, Gewerbe, In-
dustrie, Geld- und Kreditwesen die Aufnahme
in die Liste schutzwürdiger Unternehmungen be-
antragen.

§ 2. (1) Dem Antrag auf Aufnahme in die Liste
(§ 1) ist stattzugeben, wenn

1. der Antragsteller dartut, daß er gegen ihn
bestehende fällige Geldforderungen aus Liefe-
rungen für den Rüstungsbedarf oder aus solchen
Leistungen selbständiger Unternehmer infolge
voraussichtlicher Uneinbringlichkeit seiner eige-
nen Forderungen aus solchen Lieferungen oder
Leistungen aus den Betriebseinnahmen oder auf
sonstigen flüssigen Mitteln neben den laufenden
Betriebsausgaben nicht zu befriedigen vermag und

2. an der Erhaltung des Unternehmens ein
volkswirtschaftliches Interesse besteht.

(2) Ober das Vorliegen dieser Voraussetzun-
gen entscheidet eine Kommission, der zwei Ver-
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treter der zuständigen Kammer für Handel,
Gewerbe, Industrie, Geld- und Kreditwesen und
zwei Vertreter der zuständigen Kammer für
Arbeiter und Angestellte angehören. Die Kom-
mission entscheidet mit Stimmenmehrheit; bei
Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt.

(3) Durch Verordnung kann bestimmt werden,
in welcher Weise der Antragsteller die Voraus-
setzungen des Abs. (1), Ziffer 1, darzutun hat.

§ 3 . (1) Gegen einen in die Liste (§ 1) auf-
genommenen Schuldner kann bis zum 30. Juni
1947 wegen einer im § 2 bezeichneten Geld-
forderung weder Klage erhoben noch Exekution
geführt werden.

(2) Bis zum gleichen Zeitpunkt können diese
Geldforderungen auch nicht aufrechnungsweise
geltend gemacht werden, wenn sie nach dem
27. April 1945 durch Abtretung erworben
worden sind.

(3) Zur Einbringung dieser Geldforderungen
ist auch ein Pfandverkauf gemäß Artikel 8,
Z. 14, der Vierten Verordnung zur Einführung
handelsrechtlicher Vorschriften im Lande Öster-
reich vom 24. Dezember 1938, Deutsches
R. G. Bl. I S. 1999, vor dem 1. Juli 1947 unzu-
lässig.

§ 4. (1) Vor der Eintragung des Schuldners
(Verpflichteten) in die Liste anhängig gemachte
Rechtsstreitigkeiten wegen im § 2 bezeichneten
Geldforderungen sind zu unterbrechen, bereits
eingeleitete Exekutionen wegen solcher Geld-
forderungen bis zum 30. Juni 1947 aufzuschieben.

(2) Die Unterbrechung und die Aufschiebung
erfolgen von Amts wegen oder auf Antrag des
Beklagten (Verpflichteten).

§ 5. Die Bestimmungen des § 3, Abs. (1), und
des § 4 gelten sinngemäß auch für Exekutionen
zur Sicherstellung und für einstweilige Ver-
fügungen.

§ 6. Auf Antrag kann das Exekutionsgericht
die gegen ein in die Liste (§ 1) aufgenommenes
Unternehmen wegen einer anderen als im § 2
bezeichneten Geldforderung anhängige Exeku-
tion bis zum 30. Juni 1947 aufschieben,
wenn der Verpflichtete glaubhaft macht, daß
durch die Fortsetzung der Exekution der Zweck
des ihm von diesem Gesetze gewährten Schutzes
vereitelt würde. Die Aufschiebung ist nicht zu
bewilligen, wenn dadurch der Gläubiger einen
unverhältnismäßigen Nachteil erleidet oder wenn
es sich um eine Forderung aus einem Dienstver-
trage handelt.

§ 7. (1) Nach dem Inkrafttreten dieses Ge-
setzes kann der Gläubiger einer im § 2 be-
zeichneten Forderung den Schuldner auffordern,
die Forderung innerhalb einer Frist, die nicht
kürzer als mit drei Wochen bemessen werden
darf, anzuerkennen und den Nachweis zu er-
bringen, daß er seine Aufnahme in die Liste (§ 1)
beantragt hat.

(2) Hat der Gläubiger die Klage erhoben, ohne
diese Aufforderung an den Beklagten gerichtet
zu haben oder den Ablauf der Frist abzuwarten,
so fallen die Prozeßkosten dem Kläger zur Last,
wenn der Beklagte den Klageanspruch sofort bei
der ersten Tagsatzung anerkannt hat. Er hat auch
die dem Beklagten durch das eingeleitete Gerichts-
verfahren verursachten Kosten zu ersetzen.

(3) Das gleiche gilt, wenn der Beklagte der Auf-
forderung entsprochen und den Klageanspruch
sofort bei der ersten. Tagsatzung anerkannt hat.

§ 8. (1) Ist ein Unternehmen in die Liste (§ 1)
aufgenommen worden, so wird die Zeit vom In-
krafttreten dieses Bundesgesetzes bis einschließlich
30. Juni 1947 bei den im § 2 bezeichneten
Geldforderungen in die Verjährungsfrist und in
die Fristen der §§ 216 und 256 EO. nicht einge-
rechnet.

(2) Das gleiche gilt bei einer Aufforderung
nach § 7 für die Zeit von der Aufforderung bis
zum fruchtlosen Ablauf der gesetzten Frist oder
bis zur schriftlichen Benachrichtigung des Gläubi-
gers von der Ablehnung des Antrages (§ 1) läng-
stens bis 30. Juni 1947.

(3) Im Falle des § 6 wird die Zeit, für welche
die Exekution aufgeschoben wurde, in die Fristen
der §§ 216 und 256 EO. nicht eingerechnet.

§ 9. (1) Gegen ein in die Liste (§ 1) aufge-
nommenes Unternehmen kann bis einschließlich
30. Juni 1947 kein Konkurs eröffnet werden.

(2) Das gleiche gilt für ein Unternehmen, das
den Antrag gemäß § 1 gestellt hat, von der Zeit
der Antragstellung bis zur Entscheidung der
Kammer für Handel, Gewerbe, Industrie, Geld-
und Kreditwesen.

§ 10. Auf das Verfahren über einen nach § 1
eingebrachten Antrag finden die Vorschriften
des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
mit den nachstehenden Abweichungen Anwen-
dung:

a) gegen die Entscheidung der Kammer für
Handel, Gewerbe, Industrie, Geld- und
Kreditwesen ist die Berufung an das Bun-
desministerium für Handel und Wiederauf-
bau zulässig;

b) die Berufung hat keine aufschiebende Wir-
kung.

§ 11. (1) Die Kammern für Handel, Gewerbe,
Industrie, Geld- und Kreditwesen können zur
Deckung der Verwaltungskosten, die ihnen aus
der Durchführung dieses Gesetzes erwachsen, Ge-
bühren einheben.

(2) Die Höhe dieser Gebühr wird vom Bundes-
ministerium für Handel und Wiederaufbau im
Einvernehmen mit den Bundesministerien für
Finanzen und für Justiz durch Verordnung be-
stimmt.

(3) Den Kammern steht das Recht zu, rück-
ständige Gebühren im Verwaltungswege nach dem
Verwaltungsvollstreckungsgesetz einzutreiben.
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§ 12. (1) Die Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes finden keine Anwendung, wenn der An-
spruch, zu dessen Geltendmachung Klage oder
Exekution geführt wird, einer oder mehreren
der Besatzungsmächte oder einem österreichischen
Unternehmen zusteht, das für diese Mächte Ar-
beiten durchführt, sofern der geltend gemachte
Anspruch mit diesen Arbeiten im Zusammen-
hang steht.

(2) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
und der auf Grund desselben erlassenen Verord-
nungen dürfen nicht so ausgelegt werden, daß sie
Klagen gegen die Besatzungsmächte oder in
ihrem Namen handelnde Personen gestatten.

§ 13. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes sind die Bundesministerien für Handel
und Wiederaufbau und für Justiz im Einver-
nehmen mit den beteiligten Bundesministerien
betraut.

Renner
Figl Heinl Gerö

1 6 2 . Bundesgesetz vom 25. Juli 1946 über
die Devisenbewirtschaftung (Devisengesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:
Die Vorschriften dieses Bundesgesetzes sollen

ermöglichen, die vorhandenen und anfallenden
Devisen zu erfassen und der heimischen Wirt-
schaft nach Maßgabe der Dringlichkeit des Be-
darfs zur Verfügung zu stellen. Zur Durchfüh-
rung wird die Österreichische Nationalbank, die
satzungsgemäß für die Aufrechterhaltung und
Sicherung der Währung zu sorgen hat, als Be-
auftragte des Bundes herangezogen. Zur Errei-
chung dieses Zwecks haben alle Behörden und
öffentlichen Stellen bei der Bearbeitung von An-
gelegenheiten, die für die Devisenbewirtschaftung
von Bedeutung sind, einvernehmlich mit der
Österreichischen Nationalbank vorzugehen und
sie bei Erfüllung ihrer Aufgaben in jeder Hin-
sicht zu unterstützen.

A b s c h n i t t I
Begriffsbestimmungen.

§ 1. (1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes sind:
1. Z a h l u n g s m i t t e l :
Geldsorten (Münzgeld, Papiergeld), Aus-

zahlungen, Anweisungen, Schecks und Wechsel;
2. a u s l ä n d i s c h e Z a h l u n g s m i t t e l :
Zahlungsmittel, die auf eine ausländische Wäh-

rung lauten, ausgenommen Wechsel und Schecks,
die im Inland zahlbar sind und auf ausländische
Währung lauten, ohne eine Effektivklausel zu
tragen;

3. F o r d e r u n g e n in i n l ä n d i s c h e r
W ä h r u n g :

Forderungen, die auf Schillinge lauten, sowie
Forderungen, die auf eine andere Währung

lauten, ohne daß der Gläubiger Anspruch auf
Zahlung, in effektiver ausländischer Währung
hat;

4. G o l d :
Feingold und legiertes Gold (roh oder als

Halbmaterial), ferner außer Kurs gesetzte oder
nicht mehr umlauffähige Goldmünzen;

5. i n l ä n d i s c h e W e r t p a p i e r e :
Wertpapiere, die von einem Inländer ausge-

stellt sind, sowie Zins-, Gewinnanteil- und Er-
neuerungscheine von solchen Wertpapieren;

6. ö s t e r r e i c h i s c h e A u s l a n d s t i t e l :
Inländische Wertpapiere, die auf ausländische

Währung lauten und im Ausland zahlbar sind,
sowie Zins-, Gewinnanteil- und Erneuerung-
scheine von solchen Wertpapieren;

7. a u s l ä n d i s c h e W e r t p a p i e r e :
Wertpapiere, die von einem Ausländer ausge-

stellt sind, sowie Zins-, Gewinnanteil- und Er-
neuerungscheine von solchen Wertpapieren;

8. A u s l a n d :
Das Gebiet außerhalb der Grenzen Österreichs;

Zollausschlüsse gelten für den Bereich dieses
Bundesgesetzes als Ausland;

9. I n l ä n d e r :
Natürliche und juristische Personen, die ihren

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt, Sitz
oder Ort der Leitung im Inland haben; ferner
Personen, die sich bei Wirksamkeitsbeginn dieses
Bundesgesetzes bereits über drei Monate in Öster-
reich aufgehalten haben oder sich nach diesem Zeit-
punkt über drei Monate in Österreich aufhalten;
Niederlassungen eines ausländischen Unterneh-
mens im Inland und inländische Betriebe eines
Ausländers gelten ohne Rücksicht darauf, ob sie
rechtlich selbständig sind oder nicht, als Inländer,
auch wenn sich der Ort ihrer Leitung im Aus-
land befindet;

10. A u s l ä n d e r :
Natürliche Personen, die nicht Inländer sind,

und juristische Personen, die ihren Sitz oder Ort
der Leitung im Ausland haben; ausländische
Niederlassungen inländischer Unternehmungen
gelten ohne Rücksicht darauf, ob sie rechtlich
selbständig sind oder nicht, als Ausländer, wenn
sich der Ort ihrer Leitung im Ausland be-
findet;

11. H a n d e l :
Ankauf, Verkauf und Tausch, Entleihung und

Verleihung, Belehnung, Verpfändung sowie die
Vermittlung solcher Geschäfte, gleichviel ob sie
gewerbsmäßig oder nicht gewerbsmäßig abge-
schlossen oder vermittelt werden;

12. D e v i s e n h ä n d l e r :
Kreditunternehmungen, die durch die Öster-

reichische Nationalbank zum Handel mit aus-
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ländischen Zahlungsmitteln oder mi t Forderun-
gen in ausländischer Währung für Rechnung der
Österreichischen Nationalbank oder für eigene
Rechnung ermächtigt werden;

13. B e w i l l i g u n g e n :
Schriftliche Bewilligungsbescheide der Öster-

reichischen Nationalbank oder einer von ihr er-
mächtigten Stelle.

(2) Die Österreichische Nat ionalbank kann ver-
bindlich feststellen, ob eine Person oder ein
Gegenstand den Begriffsbestimmungen dieses
Bundesgesetzes entspricht, insbesondere o b eine
Person Inländer oder Ausländer ist. Gegen einen
solchen Feststellungsbescheid ist binnen zwei
Wochen nach Zustellung die Berufung zulässig.
Ober die Berufung, die bei der Österreichischen
Nationalbank einzubringen ist, entscheidet das
Bundesministerium für Finanzen; aufschiebende
Wirkung kommt der Berufung nicht zu.

A b s c h n i t t II.
Beschränkungen und Verbote .

1. Zahlungsmittel, Forderungen und Gold.
§ 2. (1) Der Handel mi t ausländischen Zahlungs-

mit teln, Forderungen in ausländischer Währung,
G o l d und Goldmünzen, die nicht als Zahlungs-
mittel gelten, ist nur der Österreichischen
Nationalbank und den von ihr dazu ermächtig-
ten Personen (Devisenhändlern) gestattet. Die
Ermächtigung kann ohne Angabe von Gründen
jederzeit entzogen werden.

(2) Die Österreichische Nationalbank verlaut-
bar t von dem Zei tpunkt an, den das Bundes-
ministerium für Finanzen kundmacht , die Kurse
und Preise, zu denen ausländische Zahlungsmittel
und Feingold gegen inländische Zahlungsmittel
gehandelt werden dürfen. Diese Kurse u n d Preise
sind im Amtlichen Tei l der „Wiener Zei tung"
zu verlautbaren; jede von dieser Verlautbarung
abweichende Veröffentlichung über die Be-
wertung von ausländischen Zahlungsmitteln und
Feingold im Inland ist verboten.

(3) Wenn für ausländische, Währungen eine
Kursfestsetzung nicht erfolgt, so ist für Geschäfte
in diesen Währungen die Bewilligung für den
zu Grunde zu legenden Kurs einzuholen.

§ 3. N u r mi t Bewilligung darf verfügt werden
über:

1. Ausländische Zahlungsmittel , es sei denn,
daß sie an die Österreichische Nat ionalbank oder
einen Devisenhändler verkauft werden;

2. Forderungen eines Ausländers in in- oder
ausländischer W ä h r u n g gegen einen Inländer;

3. Forderungen eines Inländers in in- oder
ausländischer W ä h r u n g gegen einen Ausländer,
es sei denn, daß die Forderungen an die Öster-
reichische Nationalbank oder einen Devisen-
händler verkauft werden;

4. Forderungen eines Inländers in effektiver
ausländischer W ä h r u n g gegen einen anderen In-
länder;

5. Forderungen eines Inländers in inländischer
Währung gegen einen anderen Inländer, wenn
die Verfügung zugunsten eines Ausländers er-
folgen soll.

§ 4. (1) Ein Inländer darf im Inland n u r mit
Bewilligung Zahlungen an einen Ausländer oder
zugunsten eines solchen an einen Inländer leisten
sowie Zahlungsmittel oder Gold einem Aus-
länder oder zugunsten eines solchen einem Inlän-
der aushändigen.

(2) Erläge inländischer Zahlungsmittel bei Ge-
richt bedürfen keiner Bewilligung.

§ 5. (1) Zahlungsmittel , Gold, Bruchgold und
Handelsmünzen dürfen n u r mi t Bewilligung in
das Ausland versendet oder verbracht werden.
Das gleiche gilt für ganz oder teilweise aus Gold
hergestellte Waren, die üblicherweise nicht aus
Gold hergestellt werden. Das Bundesministerium
für Finanzen kann anordnen, daß Zahlungsmittel
bis zu einem best immten Höchstbetrag im Reise-
verkehr oder im Verkehr der Grenzbewohner
bewilligungsfrei ins Ausland mi tgenommen wer-
den dürfen.

(2) Ausländer können sich beim Grenzüber t r i t t
nach Österreich durch die Organe der österreichi-
schen Grenzkontrol le den Betrag der mitgeführ-
ten ausländischen Zahlungsmittel bestätigen lassen
und auf G r u n d dieser Bestätigung höchstens den
gleichen Betrag in ausländischer Währung inner-
halb von drei Monaten bewilligungsfrei wieder
ins Ausland mitnehmen.

(3) Für das Ausland bestimmte Sendungen von
Zahlungsmitteln, Gold , Bruchgold und Handels-
münzen dürfen durch die Eisenbahnen, die Post,
die Schiffahrts-, Kraftfuhrwerks- u n d Luftver-
kehrsunternehmungen nu r dann angenommen
werden, wenn die erforderliche Bewilligung der
Österreichischen Nat ionalbank vorgelegt wird.
Die Bewilligungsbescheide sind einzuziehen, mi t
dem Da tum und dem Amts- oder Firmenstempel
zu versehen und der Österreichischen Nat ional-
bank einzusenden. Ebenso halben die Grenz-
kontrol lorgane die ihnen vorgewiesenen Bewilli-
gungsbescheide der Österreichischen Nat ional-
bank ohne Rücksicht darauf, ob sie ganz oder
nu r z u m Teil ausgenützt sind, albzunehmen und
nach Beifügung des Da tums und des A m t s -
stempels de r Österreichischen Nat ionalbank zu
übermitteln.

(4) Überweisungen ins Ausland im Wege des
Nachnahmeverkehrs der Eisenbahnen, der Post-,
der Schiffahrts-, Kraftfuhrwerks- u n d Luftver-
kehrsunternehmungen sind verboten.

§ 6. Inländische Geldsorten dürfen n u r mit
Bewilligung ins Inland eingesendet oder einge-
bracht werden. Das Bundesministerium für Fi-
nanzen kann anordnen, daß es im Reiseverkehr,
im Verkehr der Grenzbewohner oder bei andern
Arten der Einbringung für best immte Höchst-
beträge einer Bewilligung nicht bedarf.
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2. Wertpapiere.
§ 7. (1) Über ausländische Wertpapiere und

österreichische Auslandstitel darf nur mit Bewilli-
gung verfügt werden, es sei denn, daß sie an die
Österreichische Nationalbank oder an einen De-
visenhändler veräußert werden.

(2) Die im Abs. (1) genannten Wertpapiere dür-
fen entgeltlich nur mit Bewilligung erworben
werden.

§ 8. (1) Über inländische Wertpapiere darf nur
mit Bewilligung verfügt werden:

a) wenn der Eigentümer der Wertpapiere
Ausländer ist,

b) wenn die Verfügung zugunsten eines Aus-
länders erfolgen soll.

(2) Inländische Wertpapiere darf ein Inländer
nur mit Bewilligung entgeltlich von einem Aus-
länder erwerben.

§ 9. (t) Wertpapiere dürfen nur mit Bewilli-
gung ins Ausland versendet oder verbracht wer-
den.

(2) Die Vorschriften des § 5, Abs. (3), haben
sinngemäß Anwendung zu finden.

§ 10. Die in den §§ 7 und 8 für Wertpapiere
erlassenen Vorschriften gelten auch für Sammel-
depotanteile, für Verbuchungen auf Stückekonto
oder für sonstige Ansprüche auf Lieferung von
Wertpapieren.

3. Nicht in Wertpapieren verbriefte Anteils-
rechte.

§ 11. (1) Die Verfügung über Anteilsrechte an
ausländischen Gesellschaften, Gemeinschaften
oder sonstigen Unternehmungen sowie der ent-
geltliche Erwerb solcher Anteilsrechte ist nur mit
Bewilligung gestattet.

(2) Über Anteilsrechte an inländischen Gesell-
schaften, Gemeinschaften oder sonstigen Unter-
nehmungen darf nur mit Bewilligung verfügt
werden:

a) wenn der Anteilsberechtigte Ausländer ist;
b) wenn die Verfügung zugunsten eines Aus-

länders erfolgen soll;
c) wenn die Verfügung zugunsten eines In-

länders erfolgen soll und zu dem Vermögen
der Gesellschaft, Gemeinschaft oder son-
stigen Unternehmung Werte gehören, über
die nur mit Bewilligung verfügt werden
darf.

(3) Ebenso bedarf der entgeltliche Erwerb sol-
cher Anteilsrechte durch einen Ausländer der
Bewilligung.

4. Liegenschaften und Rechte an Liegenschaften.
§ 12. Nur mit Bewilligung darf verfügt

werden:
a) Über eine im Ausland gelegene Liegenschaft

eines Inländers oder über ein dingliches
Recht eines Inländers an einer solchen Lie-
genschaft;

b) über eine im Inland gelegene Liegenschaft
eines Ausländers oder über ein dingliches

Recht eines Ausländers an einer solchen
Liegenschaft;

c) über eine im Inland gelegene Liegenschaft
eines Inländers oder über ein dingliches
Recht eines Inländers an einer solchen Lie-
genschaft, wenn die Verfügung zugunsten
eines Ausländers erfolgen soll.

§ 13. Soll eine inländische Liegenschaft eines
Ausländers im Wege der Zwangsversteigerung
veräußert werden, so ist zum Mitbieten die Be-
willigung erforderlich. Das gleiche gilt, wenn ein
Ausländer eine inländische Liegenschaft im Wege
der Zwangsversteigerung erwerben will. Das Ge-
bot ist zurückzuweisen, wenn die Bewilligung
nicht vorgelegt wird,

5. Kredite, Sicherheiten und Verpflichtungs-
geschäfte.

§ 14. (1) Die Einräumung von Krediten an
Ausländer, die Aufnahme von Krediten bei Aus-
ländern, die Übernahme von sonstigen Geldver-
pflichtungen gegenüber Ausländern und die Be-
stellung von Sicherheiten für ausländische Gläu-
biger bedarf der Bewilligung. Zar Übernahme
von Geldverpflichtungen im Zusammenhang mit
einer Wareneinfuhr, die von der zuständigen
Stelle genehmigt wurde, ist eine Bewilligung
nicht erforderlich.

(2) Zum Abschluß von Verträgen zwischen In-
ländern ist eine Bewilligung erforderlich, wenn
der Vertrag in effektiver ausländischer Währung,
in effektivem Gold oder in Goldmünzen zu er-
füllen ist.

A b s c h n i t t III.

Allgemeine Anmelde- und Anbietungspflicht.
§ 15. (1) Inländer haben folgende, ihnen bei

Wirksamkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes ge-
hörige Werte der Österreichischen Nationalbank
nach ihren Weisungen und innerhalb einer von
ihr kundzumachenden Frist anzumelden:

a) Ausländische Zahlungsmittel;
b) Forderungen gegen Ausländer;
c) Gold [§ 1, Abs. (1), Punkt 4] ;
d) ausländische Wertpapiere und österreichi-

sche Auslandstitel.
(2) In gleicher Weise haben Inländer Werte der

im Abs. (1) angegebenen Art, die sie nach Wirk-
samkeksbeginn dieses Bundesgesetzes nicht auf
Grund einer Bewilligung erwerben, der Österrei-
chischen Nationalbank binnen acht Tagen anzu-
melden.

(3) Das Bundesministerium für Finanzen ist
ermächtigt, mit Verordnung die Anmeldepflicht
auch auf andere Personen als Inländer und auf
andere als die im Abs. (1) aufgezählten Werte
auszudehnen.

(4) Befindet sich der zur Anmeldung Verpflich-
tete bei Eintritt der Verpflichtung im Ausland,
so hat er die Anmeldung binnen zehn Tagen
nach Rückkehr ins Inland vorzunehmen. Per-
sonen, die Inländer werden, haben die Anmel-
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dung binnen zehn Tagen nach diesem Zeitpunkt
zu erstatten.

(5) Die anzumeldenden Werte sind bis zu ihrer
Ablieferung oder Freigabe zugunsten der Öster-
reichischen Nationalbank gesperrt; die Österrei-
chische Nationalbank kann bestimmen, daß solche
Werte auf ein gesperrtes Depot hinterlegt wer-
den. Gibt sie Werte frei, so stehen diese dem
Eigentümer im Rahmen der Devisenvorschriften
zur Verfügung.

§ 16. (1) Die Österreichische Nationalbank
kann jederzeit verlangen, daß angemeldete Werte
oder der für sie im Ausland erzielte Erlös ihr
oder einem Devisenhändler zum Kauf angeboten
und übertragen werden. Sie kann für die Ein-
ziehung und Verwertung im Ausland nähere
Weisungen erteilen. Die Österreichische National-
bank ist berechtigt., angebotene Werte auch selbst
für Rechnung des Anbietungspflichtigen im Aus-
land verkaufen oder verwerten zu lassen. Der
Erlös aus dem Verkauf oder der Verwertung
tritt an die Stelle der ursprünglichen Werte.

(2) Die Auszahlung des Gegenwerts der im
Ausland abgelieferten Werte kann erst nach Ein-
langen der Verständigung darüber beansprucht
werden, daß die Werte oder ihr Erlös der Öster-
reichischen Nationalbank oder dem Devisen-
händler bei den von ihnen bezeichneten Stellen
zur freien Verfügung stehen.

(3) Die abgelieferten Werte werden zu den
geltenden Geschäftsbedingungen und zu den ver-
lautbarten Kursen oder Preisen [§ 2, Abs. (2)]
abgerechnet. Bei Ablieferung im Ausland ist der
Tag des Einlangens der Gutschriftanzeige maß-
gebend. Wurde ein Kurs (Preis) noch nicht ver-
lautbart, wird dem Einlieferer eine Empfangs-
bestätigung über die eingelieferten Werte erteilt
und die Abrechnung nach Verlautbarung des
Kurses (Preises) vorgenommen. Abgelieferte Werte
können bevorschußt werden.

§ 17. (1) Wer Waren aus Österreich ausführt,
hat es der Österreichischen Nationalbank in der
von ihr kundgemachten Weise anzumelden.

(2) Die Eisenbahnen, die Post, die Schiffahrts-,
Kraftfuhrwerks- und Luftverkehrsunternehmun-
gen sowie sonstige Frachtführer dürfen Waren
zur Beförderung ins Ausland nur übernehmen,
wenn ihnen gleichzeitig die vorgeschriebene An-
meldung [Abs. (1)] übergeben wind. Die Anmel-
dungen sind mit dem Datum und dem Amts-
oder Firmenstempel zu versehen und der Öster-
reichischen Nationalbank einzusenden.

(3) Die Österreichische Nationalbank kann für
den Verkauf von Waren ins Ausland oder an
Ausländer nähere Zahlungsbedingungen verbind-
lich vorschreiben.

A b s c h n i t t IV.
Besondere Anmeldepflicht.

§ 18. Das Bundesministerium für Finanzen ist
ermächtigt, mit Verordnung anzuordnen, daß

Inländer ihre Geldverpflichtungen oder sonst
näher zu bezeichnende Verpflichtungen gegen-
über ausländischen Gläubigern der Österreichi-
schen Nationalbank nach deren Weisungen an-
melden.

A b s c h n i t t V.

Zahlungen gemäß zwischenstaatlichen Zahlungs-
(Verrechnungs)übereinkommen.

§ 19. (1) Wenn mit einem ausländischen Staat
oder wenn mit Zustimmung der Bundesregierung
zwischen der Österreichischen Nationalbank und
der Notenbank eines anderen Staates oder einer
im Ausland amtlich zugelassenen Verrechnung-
stelle ein Obereinkommen über die Regelung des
gegenseitigen Zahlungsverkehrs zwischen den bei-
den Staatsgebieten abgeschlossen wird, so dürfen
die in einem solchen Übereinkommen geregelten
Zahlungen vom Zeitpunkte des Inkrafttretens der
Vereinbarung an nur auf die darin vorgesehene
Weise geleistet und entgegengenommen werden.

(2) Zahlungen, die auf eine andere als die im
Abs. (1) bezeichnete Art erfolgen, sind verboten.

(3) Forderungen aus einem Zahlungs(Ver-
rechnungs)übereinkommen gegen die Verrech-
nungstelle können weder gepfändet noch ver-
pfändet noch abgetreten werden.

(4) Die Österreichische Nationalbank hat die
von ihr abgeschlossenen Übereinkommen, die
Durchführungsbestimmungen hiezu und den
Zeitpunkt des Wirksamkeitsbeginns im Amt-
lichen Teil der „Wiener Zeitung" zu verlaut-
baren.

A b s c h n i t t VI.

Allgemeine Bestimmungen.
§ 20. (1) Die Einhaltung der Vorschriften dieses

Bundesgesetzes ist von der Österreichischen Natio-
nalbank zu überwachen. Sie kann von jedermann
Auskünfte über devisenwirtschaftlich erhebliche
Umstände oder über Geschäfte und Handlungen
verlangen, die nach diesem Bundesgesetz oder
einer danach erlassenen Vorschrift Verboten oder
Beschränkungen unterliegen. Auf Verlangen
halben die Auskunftspflichtigen Bücher und son-
stige Belege zur Einsicht vorzulegen.

(2) Die Verbote und Beschränkungen dieses
Bundesgesetzes gelten nicht für die Österreichi-
sche Nationalbank.

(3) Die Österreichische Nationalbank kann Aus-
nahmen von den Vorschriften der Abschnitte II
bis V dieses Bundesgesetzes zulassen. Sie kann
auch Anordnungen und Vereinbarungen wegen
der Durchführung und des Umfangs der Abliefe-
rung von Werten treffen. Derartige Ausnahmen
oder Anordnungen sowie sonstige Bekannt-
machungen der Österreichischen Nationalbank
auf Grund dieses Bundesgesetzes und seiner
Durchführungsvorschriften werden erforder-
lichenfalls im Amtlichen Teil der „Wiener Zei-
tung" wirksam verlautbart.
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(4) Wegen Maßnahmen auf Grund dieses Bun-
desgesetzes und seiner Durchführungsvorschriften
können Schadenersatzansprüche nicht geltend ge-
macht werden. Für Beträge, die zur Durchfüh-
rung eines Zahlungs(Verrechnungs)übereinkom-
mens bei den dafür zuständigen Notenbanken er-
legt werden, steht weder dem Gläubiger noch
dem Schuldner ein Anspruch auf Zinsen oder eine
anderweitige Vergütung gegenüber diesen Noten-
banken zu.

(5) Die sterreichische Nationalbank ist er-
mächtigt, zur Deckung der Kosten der Devisen-
bewirtschaftung für die Bearbeitung von Be-
willigungs- oder Ermächtigungsanträgen sowie
für ihre mit der Regelung der Zahlungen bei
zwischenstaatlichen Zahlungs(Verrechnungs)über-
einkommen zusammenhängende Tätigkeit ein
Entgelt einzuheben, das der Genehmigung durch
das Bundesministerium für Finanzen unterliegt.

§ 21. (1) Treffen die in den Vorschriften der
Abschnitte III und IV festgelegten Pflichten
einen Handlungsunfähigen, so ist der gesetzliche
Vertreter zur Erfüllung dieser Pflichten ver-
halten.

(2) Durch die Erteilung einer Bewilligung für
ein Rechtsgeschäft wird ein Anspruch auf Zutei-
lung oder Freigabe der für dieses Geschäft er-
forderlichen Zahlungsmittel nicht begründet.

(3) Von einer Bewilligung darf nur zu dem
Zweck, für den sie erteilt worden ist, Gebrauch
gemacht werden.

(4) Wenn anmeldepflichtige Werte, die durch
die Österreichische Nationalbank für einen be-
stimmten Zweck zugeteilt oder freigegeben wor-
den sind, diesem Zweck innerhalb der Gültigkeits-
dauer der Erwerbs- oder Freigabebewilligung
nicht zugeführt werden, sind sie unverzüglich der
Österreichischen Nationalbank anzumelden

§ 22. (1) Rechtsgeschäfte, die den Vorschriften
dieses Bundesgesetzes widersprechen sind nichtig.
Sie sind jedoch vom Zeitpunkt ihrer Vornahme
an wirksam, wenn die erforderliche Bewilligung
nachträglich erteilt wird.

(2) Ist zur Leistung des Schuldners eine Be-
willigung erforderlich, so ist die Verurteilung
oder Zwangsvollstreckung nur zulässig, wenn die
Bewilligung erteilt worden ist.

(8) Wird auf eine bewilligungspflichtige Lei-
stung geklagt, so ist das Verfahren auf Antrag
einer Partei zu unterbrechen, bis die Entschei-
dung der Österreichischen Nationalbank vorge-
legt wird.

(4) Soweit Werte nur mit Bewilligung er-
worben werden dürfen oder soweit über Werte
nur mit Bewilligung verfügt werden darf, gilt
dies auch für den Erwerb oder für Verfügungen
im Wege der Zwangsvollstreckung.

A b s c h n i t t VII.
Strafvorschriften.

1. Verwaltungsstrafvorschriften.
§ 23. (1) Wer die Vorschriften dieses Bundes-

gesetzes oder die auf Grund dieses Bundesgesetzes
erlassenen Vorschriften verletzt, sie umgeht oder
zu Verletzungen autfordert, anreizt oder sich er-
bietet, begeht, sofern die Handlung oder Unter-
lassung nicht gerichtlich strafbar ist, eine Ver-
waltungsübertretung und wird von der Bezirks-
verwaltungsbehörde — im Amtsbereich einer
Bundespolizeibehörde von dieser — an Geld bis
zu 200.000 S oder mit Arrest bis zu einem Jahr
bestraft. Bei erschwerenden Umständen können
Geld- und Arreststrafe nebeneinander verhängt
werden.

(2) Auch der Versuch ist strafbar.
(3) Wenn Organ« der öffentlichen Aufsicht im

Grenzverkehr Personen bei Handlungen betreten,
die den Verdacht einer Verletzung der Vorschrif-
ten dieses Bundesgesetzes oder der auf Grund
dieses Bundesgesetzes erlassenen Vorschriften er-
wecken, und zu besorgen ist, daß der Schuldige
sich der Strafe entziehen könnte, so sind die
genannten Organe berechtigt, einen angemessenen
Betrag bis zum Höchstwert von 10.000 S gegen
Empfangsbestätigung als Sicherstellung für die
Geldstrafe einzuheben. Die eingehobenen Beträge
sind ohne Verzug an die zur Durchführung der
Strafamtshandlung zuständige Behörde abzu-
liefern.

(4) Die Verjährungsfrist beträgt drei Jahre, die
Frist, nach deren Ablauf im Verwaltungsstraf-
verfahren ein Straferkenntnis nicht mehr gefällt
und eine verhängte Strafe nicht mehr vollstreckt
werden darf, fünf Jahre.

(5) Besteht der Verdacht einer Verwaltungs-
übertretung nach Abs. (1), so kann bei Gefahr
im Verzuge gegen den Verdächtigen jederzeit eine
Haus- oder Personsdurchsuchung oder Durch-
suchung von Gepäckstücken durchgeführt wer-
den.

(6) Die im Abs. (1) bezeichneten Verwaltungs-
übertretungen sind auch dann strafbar, wenn sie
von einem Inländer [§ 1, Abs. (1), Punkt 9] im
Ausland begangen werden.

2. Von den Gerichten anzuwendende Strafvor-
schriften.

§ 24. (1) Wer vorsätzlich entgegen den Vor-
schriften dieses Bundesgesetzes oder einer auf
Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Vorschrift

a) mit ausländischen Zahlungsmitteln, Forde-
rungen in ausländischer Währung, Gold
[§ 1, Abs. (1), Punkt 4] , ausländischen
Wertpapieren oder österreichischen Aus-
landstiteln im Werte von zusammen mehr
als 10.000 S handelt [§ 1, Abs. (1)
Punkt 11].
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b) über Werte von insgesamt mehr als
10.000 S verfügt oder sie ins Ausland ver-
sendet oder verbringt,

c) der Anmelde- oder Anbietungspflicht bei
Werten von insgesamt mehr als 10.000 S
nicht nachkommt,

d) bei Bestehen eines anzuwendenden Zah-
lungsübereinkommens Zahlungen von ins-
gesamt mehr als 10.000 S in anderer als
der in dem Übereinkommen vorgesehenen
Ar t entgegennimmt oder leistet,

wrird wegen Vergehens mit sirengem Arrest bis
zu drei Jahren bestraft.

(2) Ist der Täter wegen einer nach diesem Bun-
desgesetz strafbaren Handlung oder Unterlassung
schon einmal gerichtlich oder von einer Verwal-
tungsbehörde (zu einer mindestens dreimonati-
gen Freiheitsstrafe) verurteilt worden, so wird
er wegen Verbrechens mit schwerem Kerker von
einem bis zu fünf Jahren bestraft.

§ 25. Neben der nach § 24 verwirkten Frei-
heitsstrafe ist auf Geldstrafe bis zum Zehnfachen
des Betrages oder Wertes des Gegenstandes der
strafbaren Handlung oder Unterlassung zu er-
kennen.

§ 26. Im Strafurteil wegen Verbrechens oder
Vergehens nach § 24, Abs. (1), a) oder b), kann
das Gericht die Unterbringung des Schuldigen
in einem Arbeitshaus anordnen, wenn im übrigen
die gesetzlichen Voraussetzungen für diese An-
ordnung vorliegen (§ 1 des Bundesgesetzes vom
10. Juni 1932, B. G. Bl. Nr . 167, über die Unter-
bringung von Rechtsbrechern in Arbeitshäusern).

§ 27. Wer eine nach diesem Bundesgesetz er-
forderliche Bewilligung durch unrichtige oder
unvollständige Angaben erschleicht, wird, sofern
die Tat nicht nach einer anderen Bestimmung
strenger strafbar ist, wegen Vergehens mit stren-
gem Arrest von einem Monat bis z u einem Jahr
und an Geld bis zu 200.000 S bestraft.

§ 28. Gegen ausländische Staatsbürger, die
wegen einer nach diesem Bundesgesetz strafbaren
Handlung oder Unterlassung verurteilt werden,
kann, wenn es sich um ein Verbrechen handelt,
auf Landesverweisung, sonst auf Abschaffung
aus dem Gebiete der Republik Österreich er-
kannt werden.

3. Gemeinsame Bestimmungen.
§ 29. (1) Die Gegenstände, auf die sich eine

nach diesem Bundesgesetz strafbare Handlung
oder Unterlassung bezieht oder die zu ihrer Be-
gehung gebraucht wurden oder bestimmt waren,
können im Urteil für verfallen erklärt werden,
gleichgültig, wem sie gehören. Ist die Verfolgung
oder Verurteilung einer bestimmten Person
nicht möglich, so hat die Ratskammer auf An-
trag des öffentlichen Anklägers in einem selb-
ständigen Verfahren über den Verfall durch
Beschluß zu entscheiden. Macht ein anderer als
der Beschuldigte geltend, daß ihm ein Recht aa

einem dem Verfall unterliegenden Gegenstand
oder ein Anspruch auf einen solchen zusteht, es
ist er als Beteiligter zur Hauptverhandlung zu
laden oder im selbständigen Verfahren vor der
Beschlußfassung zu hören, wenn dadurch das
Verfahren nicht ungebührlich, verzögert wird.

(2) Kann ein für verfallen erklärter Gegenstand
nicht erfaßt werdein, so ist gegen den Schuldigen
auf eine Verfallsersatzstrafe in der Höhe des
Wertes zu erkennen. Wenn sich die Unmöglichkeit
der Erfassung erst später herausstellt, so ist die
Verfallsersatzstrafe in einem besonderen Beschluß
auszusprechen.

(3) Gegen Beschlüsse nach Abs. (1) und (2) ist
die Beschwerde an den Gerichtshof zweiter In-
stanz zulässig (§114 StPO.).

(4) Die vors tehenden Bestimmungen gelten
sinngemäß auch für das V e r w a l t u n g s s t r a f v e r -
fahren.

§ 30. D e r Betriebsinihaber haftet, gleichgültig
ob er eine natürliche oder juristische Person ist,
für Geldstrafen, Verfallsstrafen u n d Verfalls-
ersatzstrafen, die nach diesem Bundesgesetz gegen
einen seiner Angestellten verhängt worden sind,
zur ungeteilten H a n d mi t der schuldig e rkannten
Person, wenn die strafbare Hand lung oder U n t e r -
lassung im Betriebe begangen worden ist. Die
Haftung t r i t t nicht ein, wenn der Leiter des Be-
triebes nachweist, daß er die im Verkehr übliche
Sorgfalt zu r Verhü tung der strafbaren Hand lung
oder Unterlassung angewendet ha t , es sei denn,
daß der Betriebsinhaber aus der T a t einen V o r -
teil gezogen hat .

§ 31. Bankgewerbstreibenden, die wegen Ver -
letzung dieses Bundesgesetzes oder der auf G r u n d
dieses Bundesgesetzes erlassenen Vorschriften
rechtskräftig schuldig e r k a n n t worden sind, k a n n
die Berechtigung z u m Betriebe des Bankgewerbes
für best immte Zeit oder dauernd entzogen wer -
den. Die Gerichte u n d Verwal tungsbehörden
halben Straferkenntnisse wegen solcher Ver le tzun-
gen nach Eint r i t t der Rechtskraft de r für den
Entzug der Gewerbeberechtigung zuständigen
Behörde mitzuteilen.

§ 32. (1) Die Ersatzstrafe für die neben der
Freiheitsstrafe angedrohte Geldstrafe darf ein
Jahr nicht übersteigen. Diese Ersatzstrafe u n d
die Ersatzstrafe für eine Geldstrafe, die an Stelle
des Verfalls t r i t t , dürfen zusammen nicht mehr
als achtzehn M o n a t e betragen.

(2) Die Geldstrafen, die für verfallen erklär ten
Gegenstände und die Verfallsersatzstrafen fallen
dem Bundesschatz zu.

4. Übergangsvorschriften.
§33. (1) Die Best immungen des Abschnittes VII

dieses Bundesgesetzes sind in bereits anhängigen
Verfahren und auf strafbare Handlungen, die
vor seinem Wirksamkeitsbeginn begangen wor -
den sind, anzuwenden, wenn diese dadurch nicht
einer strengeren Behandlung unterliegen als nach
den bisher gehenden Vorschriften
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2) Die Gerichte haben Strafsachen, die nach
diesem Bundesgesetz als Verwaltungsübertretun-
gen anzusehen sind, der zuständigen Verwal-
tungsbehörde abzutreten.

(3) Bei Gerichten oder Verwaltungsbehörden
anhängige Verfahren wegen Verletzung einer
Vorschrift des Gesetzes über die Devisenbewirt-
schaftung vom 12. Dezember 1938, Deutsches
R. G. Bl. I S. 1734, oder der dazu ergangenen
Durchführungs- und Ergänzungsvorschriften sind
einzustellen, wenn österreichische Interessen nicht
beeinträchtigt worden sind.

A b s c h n i t t VIII.

Schlußvorschriften.
§ 34. (1) Die vor Wirksamkeitsbeginn dieses

Bundesgesetzes bei inländischen Kreditunterneh-
mungen entstandenen freien Währungsguthaben
sowie auf Schillinge umgestellte freie Reichsmark-
guthaben unterliegen den Verfügungsbeschrän-
kungen des § 3 dieses Bundesgesetzes.

(2) Die von der Österreichischen Nationalbank
bis zum Wirksamkeitsbeginn dieses Bundes-
gesetzes erteilten Genehmigungen verlieren späte-
stens mit 31. Dezember 1946 ihre Wirksamkeit.

(3) Das Gesetz über die Devisenbewirtschaftung
vom 12. Dezember 1938, Deutsches R. G. Bl. I
S. 1734, tritt samt den hiezu ergangenen Durch-
führungs- und Ergänzungsvorschriften außer
Kraft.

§ 35. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesministerium für Finanzen
im Einvernehmen mit den nach ihrem Wirkungs-
bereich beteiligten Bundesministerien betraut.

Renner
Figl Zimmermann

1 6 3 . Bundesgesetz vom 25. Juli 1946
über die Einstellung und Beschäftigung Inva-

lider (Invalideneinstellungsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Beschäftigungspflicht.
§ 1. (1) Alle Dienstgeber mit Ausnahme des

Bundes, der Länder (Stadt Wien), Bezirke und
Gemeinden sind verpflichtet, auf 15 Dienstneh-
mer mindestens einen Invaliden und auf je 20
weitere Dienstnehmer mindestens einen wei-
teren Invaliden zu beschäftigen. Für land- und
forstwirtschaftliche Betriebe beginnt die Beschäf-
tigungspflicht bei 15 ständig beschäftigten fami-
lienfremden Dienstnehmern.

(2) Der Bund, die Länder (Stadt Wien), Be-
zirke und Gemeinden sind verpflichtet, auf min-
destens 5 v. H. ihrer Arbeitsplätze, zu denen
auch die Dienstposten der in einem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis stehenden Beamten
rechnen, Invalide zu beschäftigen.

(3) Das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung kann mit Zustimmung des Beirates [§ 10,

Abs. (2)] die Zahl der nach Abs. ( i ) zu beschäfti-
genden Dienstnehmer (Pflichtzahl) für bestimmte
Gebiete oder Betriebsgattungen derart abändern,
daß schon auf je 10 Dienstnehmer oder nur auf
je 30 Dienstnehmer mindestens ein Invalide zu
beschäftigen ist. Es kann mit Zustimmung dieses
Beirates auch anordnen, daß Arbeitsplätze be-
stimmter Art, die sich für Invalide besonder»
eignen, diesen oder bestimmten Gruppen von In-
validen vorzubehalten sind.

(4) Zwecks gemeinschaftlicher Erfüllung der Be-
schäftigungspflicht durch Dienstgeber im Sinne
des Abs. (1) können auch Verbände von fachlich
zusammengehörigen Betrieben mit der Aufteilung
der auf die zugehörigein Einzelbetriebe entfallen-
den Pflichteinstellungen betraut werden [§ 11,
Abs. (1) und (2)].

(5) Die Beschäftigungspflicht der Dienstgeber im
Sinne des Abs. (2) wird bei grundsätzlicher
Wahrung einer durchschnittlichen Einstellungs-
pflicht von 5 v. H. durch Verordnung näher
geregelt. Die Verordnung kann bestimmen, in-
wieweit für bestimmte Dienstzweige, bei denen
die Einhaltung der Beschäftigungspflicht infolge
der Eigenart des Dienstes nicht möglich ist, ein
Ausgleich zu schaffen ist. Es kann ferner verord-
net werden, daß Dienstgeber im Sinne des
Abs. (2), die über weniger als 20, aber über mehr
als 5 Arbeitsplätze verfügen, mindestens einen
Invaliden zu beschäftigen haben. Durch Verord-
nung kann schließlich bestimmt werden, daß bei
Dienstgebern im Sinne des Abs. (2) Arbeitsplätze
bestimmter Art, die sich für Invalide besonders
eignen, diesen oder bestimmten Gruppen von
Invaliden vorbehalten sind. Verordnungen im
Sinne dieses Absatzes bedürfen der Zustimmung
des Beirates {§ 10, Abs. (2)] und des Bundes-
kanzleramtes.

Begünstigte Personen.
§ 2. (1) Invalide im Sinne des § 1, Abs. (1),

sind Personen, die
a) durch eine Kriegsbeschädigung oder eine

nach den versorgungsrechtlichen Bestim-
mungen einer solchen gleichgehaltene Schä-
digung oder

b) in einem nach der gesetzlichen Unfallver-
sicherung anerkannten ursächlichen Zusam-
menhang oder

c) infolge einer der im § 1, Abs. (1), lit. c,
des Opfer-Fürsorgegesetzes vom 17. Juli
1945, S t . G . B l . Nr. 90, angeführten Ur-
sachen oder

d) durch das Zusammenwirken mehrerer der
angeführten Ursachen

an ihrer Gesundheit so geschädigt sind, daß ihre
Erwerbsfähigkeit um mindestens 50 v. H. herab-
gesetzt ist oder eine Versehrtheit mindestens der
Versehrtenstufe II vorliegt.

(t) Den im Abs. (1) genannten Invaliden kön-
nen Personen gleichgestellt werden (Gleichge-
stellte), die aus einer im Abs. (1) angeführten
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Ursache oder durch Zusammenwirken mehrerer
dieser Ursachen in ihrer Erwerbsfähigkeit um
wenigstens 30 v. H. vermindert oder nach Ver-
sehrtenstufe I versehrt sind. Die Gleichstellung
ist an die Voraussetzung gebunden, daß sich die
Gleichzustellenden infolge ihres Gebrechens ohne
die Gleichstellung einen geeigneten Arbeitsplatz
nicht zu verschaffen oder zu erhalten vermögen
und daß durch ihre Gleichstellung die Unterbrin-
gung der begünstigten Personen nicht gefährdet
wird. Ober die Gleichstellung entscheidet der Ein-
stellungsausschuß beim Landesinvalidenamt (§ 12).
Die Gleichstellung kann befristet werden. Sie gilt
auf Widerruf.

(3) Voraussetzung für die Inanspruchnahme der
Begünstigungen ist die Eignung zur Ausübung
einer Erwerbstätigkeit. Invalide (Gleichgestellte),
denen kraft Gesetzes ein Anspruch auf unentgelt-
liche berufliche Ausbildung (Ein- oder Umschu-
lung) zwecks Wiedergewinnung oder Erhöhung
der Erwerbsfähigkeit zusteht, sind vor der Inan-
spruchnahme der Begünstigungen der als not-
wendig erkannten beruflichen Ausbildung zuzu-
führen.

(4) Auf ausländische Invalide findet das Gesetz
nur nach Maßgabe der mit ihren Heimatstaaten
getroffenen Vereinbarungen Anwendung.

Ausschluß von den Begünstigungen.
§ 3. (1) Wenn eine begünstigte Person ohne

berechtigten Grund die Annahme einer durch das
Arbeitsamt zugewiesenen Arbeit zurückweist
oder den Arbeitsplatz verläßt oder sonst durch
ihr Verhalten die Durchführung des Gesetzes
schuldhaft vereitelt, kann der zeitweilige Aus-
schluß von den Begünstigungen verfügt werden;
der Betreffende ist vorher zu hören. Die Aus-
schlußfrist soll erstmalig nicht mehr als drei Mo-
n a t e betragen.

(2) Über den Ausschluß von den Begünstigun-
gen im Sinne des Abs. (1) entscheidet der Ein-
stellungsausschuß beim Landesinvalidenamt (§ 12).

Berechnung der Pflichtzahl.
§ 4. (1) Bei Feststellung der Gesamtzahl der

Dienstnehmer, von der die Pflichtzahl zu berech-
nen ist [§ 1, Abs. (1)], werden die örtlich zusam-
menhängenden und einer gemeinsamen Leitung
unterstehenden gleichartigen oder zusammenge-
hörigen Betriebe desselben Dienstgebers zusam-
mengefaßt. Die nach § 2 begünstigten Personen
und solche Dienstnehmer, die ein Betrieb auf
Grund eines anderen Gesetzes oder anderer Vor-
schriften zu beschäftigen verpflichtet ist, werden
nicht eingerechnet. Nicht eingerechnet werden
ferner Jugendliche bis zum vollendeten 16. Le-
bensjahre, dann Personen, die in einem Lehr-
oder anderen Ausbildungsverhältnis stehen, so-
weit deren Zahl sucht 5 v. H. aller übrigen an-
rechenbaren Dienstnehmer überschreitet.

(2) Für Betriebe, in denen der Beschäftigten-
stand wechselt, insbesondere für Saisonbetriebe,

ferner für Betriebe, die Heimarbeiter beschäfti-
gen, wird die Berechnung der Pflichtzahl durch
Verordnung besonders geregelt.

(3) Im Falle eines Zweifels hinsichtlich der Be-
rechnung der Pflichtzahl nach Abs. (1) entscheidet
auf Ansuchen oder von Amts wegen der Invaliden-
ausschuß beim Landesarbeitsamt (§ 12).

(4) Die Berechnung der Pflichtzahl bei Dienst-
gebern im Sinne des § 1, Abs. (2), wird durch
Verordnung besonders geregelt.

Erfüllung der Beschäftigungspflicht.

§ 5. (1) Als im Sinne dieses Gesetzes beschäftige
zählen n u r begünstigte Personen, die alle persön-
lichen Voraussetzungen [§ 2, Abs. (1) oder (2)]
erfüllen und entsprechend den Bestimmungen des
§ 7 ent lohnt werden. Die im Betriebe tätigen
Dienstgeber, bei denen die Voraussetzungen des
§ 2, Abs. (1), zutreffen, werden auf die Pflicht-
zahl angerechnet.

(2) Invalide, die nach § 2, Abs. (2), gleichge-
stellt wurden, werden zu r Hälfte ihrer Zahl auf
die Pflichtzahl angerechnet.

(3) Blinde, die nicht bereits nach § 2, Abs. (1),
begünstigt sind, werden auf die Pflichtzahl voll
angerechnet.

(4) In Betrieben, in denen die weiblichen Ar-
beitskräfte mehr als die Hälfte des Gesamtbe-
schäftigtenstandes ausmachen, sind bis zur Hälfte
der Pflichtzahl auch Kriegerwitwen und Witwen,
die diesen gleichstehen, voll anrechenbar; auf An-
suchen kann der Invalidenausschuß beim Landes-
arbeitsamt ( § 1 2 ) für Betriebe, die weibliche Ar-
beitskräfte beschäftigen, die Anrechnung von
Kriegerwitwen und Witwen, die diesen gleich-
stehen, bis zur vollen Pflichtzahl bewilligen. Bei
Dienstgebern im Sinne des § 1, Abs. (2), ist die-
se Bewilligung dem Bundesministerium für so-
ziale Verwaltung mi t Zust immung des Beirates
[§ 10, Abs. (2)] vorbehalten.

(5) Der Beschäftigungspflicht kann m i t Zustim-
mung des Invalidenausschusses beim Landes-
arbeitsamt (§ 12) auch durch Überlassung vom
Siedlungsstellen, Einrichtung von Verkaufsstän-
den oder sonstige Beschaffung von Erwerbsmög-
lichkeiten genügt werden, sofern dadurch der
Lebensunterhalt der begünstigten Personen und
ihrer Familien sichergestellt erscheint.

Gesundheitsrücksichten.

§ 6. (1) Bei der Beschäftigung einer begünstig-
ten Person ist auf deren Gesundheitszustand
jede nach Beschaffenheit der Betriebsgattung u n d
nach Ar t der Betriebsstätte mögliche Rücksicht
z u nähmen.

(8) Auf Antrag des Invalidenausschusses beim
Landesarbeitsamt (§ 12) kann die Bezirksverwal-
tungsbehörde (Bergbehörde) Diensegeber im Sinns
des § 1, Abs. (1), verpflichten, Betriebsvorrichtun-
gen, Maschinen u n d Geräte so einzurichten, daß
die in Erfüllung der Beschäftigungspflicht ein-
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gestellten oder einzustellenden Invaliden der
Eigenart ihrer Beschädigung entsprechend be-
schäftigt werden können. Die Bezirksverwaltungs-
behörde (Bergbehörde) bestimmt auch im Ein-
vernehmen mit dem Beirat [§ 10, Abs. (2)],
inwieweit für Aufwendungen, die den Betrieben
durch derartige Maßnahmen erwachsen, aus den
Mitteln des Ausgleichstaxfondes [§ 10, Abs. (1)]
Zuschüsse zu gewähren sind. Solche Zuschüsse
dürfen nur gewährt werden, wenn die Investi-
tionen ausschließlich und nicht n u r vorüber-
gehend dem Zwecke der Beschäftigung von
Invaliden dienen. Insoweit Investitionen für den
Betrieb eine dauernde Wer tvermehrung be-
deuten, bleiben sie für die Gewährung von Zu-
schüssen außer Betracht.

Entlohnung.

§ 7. Das Entgelt der im Sinne dieses Gesetzes
beschäftigten Dienstnehmer darf aus dem Grunde
der Invalidität nicht gemindert werden.

Kündigung.

§ 8. (1) Das Dienstverhältnis eines im Sinne
dieses Gesetzes beschäftigten Dienstnehmers kann
n u r unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von
4 Wochen gelöst werden, es sei denn, daß nach
Gesetz oder Vereinbarung eine längere Frist
gilt. Ein auf Probe vereinbartes Dienstverhält-
nis kann während des ersten Monates von beiden
Teilen jederzeit gelöst werden.

(2) Eine Kündigung darf von Dienstgebern im
Sinne des § 1, Abs. (1), erst dann ausgesprochen
werden, wenn der Invalidenausschuß beim
Landesarbeitsamt (§ 12) zugestimmt hat . Eine
Kündigung ohne vorherige Zust immung ist
rechtsunwirksam, wenn nicht in besonderen
Ausnahmefällen nachträgliche Zust immung er-
teilt wird. Einer Zustimmung des Arbeitsamtes
bedarf es nicht,

(3) Die gesetzlichen Bestimmungen über eine
vorzeitige Auflösung des Dienstverhältnisses
bleiben unberühr t .

Ausgleichstaxe,

§ 9. (1) A n Stelle der Pflichteinstellung ist
vom Arbeitsamte die Entrichtung einer Aus-
gleichstaxe vorzuschreiben, wenn die Beschäfti-
gungspflicht nicht erfüllt ist. W e n n und insoweit
der einstellungspflichtige Betrieb die zu r Er-
füllung der Einstellungspflicht erforderliche An-
zahl v o n begünstigten Invaliden bei dem zu-
ständigen Arbeitsamte nachweisbar ohne Erfolg
angesprochen hat , entfällt die Vorschreibung
einer Ausgleichstaxe.

(2) Die Ausgleichstaxe beträgt für jede ein-
zelne Person, die zu beschäftigen wäre, jährlich
600 S.

(3) Wenn die Ausgleichstaxe n u r für einen
Jahresbruchteil vorgeschrieben wird, so ist sie
entsprechend der Bemessungszeit, jedoch min-

destens mi t dem zwölften Teile des normalen
Ausmaßes festzusetzen.

(4) Das Arbeitsamt h a t von der Vorschreibung
der Ausgleichstaxe das zuständige Landesinva-
lidenamt zu verständigen. Dieses ha t die Ent-
richtung der Ausgleichstaxe zu überwachen.

Verwendung der Ausgleichstaxe.

§ 10. (1) Aus den Erträgnissen der Ausgleichs-
taxe wird beim Bundesministerium für soziale
Verwaltung der mit Rechtspersönlichkeit aus-
gestattete Ausgleichstaxfonds gebildet, der aus-
schließlich für Zwecke der Fürsorge für die im
§ 2, Abs. (1) und (2), bezeichneten Personen
sowie für die Gewährung von Zuschüssen nach
§ 6, Abs. (2), zu verwenden ist.

(2) Der Ausgleichstaxfonds wird vom Bundes-
ministerium für soziale Verwaltung unter Mit-
wirkung eines Beirates verwaltet, in dem außer
den organisierten Kriegsbeschädigten und den
nach § 2, Abs. (1), lit. c, begünstigten Personen
auch die gesetzlichen Interessenvertretungen der
Dienstnehmer und Dienstgeber vertreten sind.
Die nähere Zusammensetzung des Beirates wird
durch Verordnung bestimmt.

Regelung der Beschäftigungspflicht in besonderen
Fällen.

§ 11. (1) Die Betrauung eines Verbandes mit
der gemeinschaftlichen Erfüllung der Beschäfti-
gungspflicht [§ 1, Abs. (4)] sowie die im Falle
nachträglicher Abänderung wesentlicher Bedin-
gungen erforderliche neuerliche Genehmigung
der Vereinbarungen erfolgt durch den Invaliden-
ausschuß beim Landesarbeitsamt (§ 12) oder,
wenn sich die zugehörigen Betriebe auf die Amts -
sprengel mehrerer Landesarbeitsämter verteilen,
durch das Bundesministerium für soziale Ver-
waltung mi t Zustimmung des Beirates [§ 10,
Abs. (2)].

(2) Wenn der Verband den Bestimmungen
dieses Gesetzes und der auf Grund desselben
getroffenen Vereinbarungen nicht entspricht
oder die mit der Betrauung übernommenen
Pflichten ungeachtet vorangegangener Verwar-
nung nicht gehörig erfüllt, kann die Befugnis
von de r Stelle, die sie erteilt hat, entzogen
werden.

Invalidenausschuß und Einstellungsausschuß.

§ 12. (1) Zum Zwecke einer wirksamen Wahr-
nehmung der mi t der Durchführung dieses
Bundesgesetzes verbundenen Aufgaben wird bei
jedem Landesarbeitsamt ein Invalidenausschuß
und bei jedem Landesinvalidenamt ein Ein-
stellungsausschuß gebildet.

(2) Der Invalidenausschuß besteht aus:
a) dem Leiter des Landesarbeitsamtes als Vor-

sitzenden;
b) einem Vertre ter des Landesinvalidenamtes;
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c) je einem Vertreter der Dienstnehmer und
Dienstgeber;

d) zwei Vertretern der organisierten Kriegs-
beschädigten;

e) einem Vertreter der nach § 2, Abs. (1),
lit. c, begünstigten Personen.

(3) Der Einstellungsausschuß besteht aus:
a) dem Leiter des Landesinvalidenamtes;
b) einem Vertre ter des Landesarbeitsamtes;
c) je einem Vertreter der Dienstnehmer und

Dienstgeber;
d) zwei Vertretern der organisierten Kriegs-

beschädigten;
e) einem Vertreter der nach § 2, Abs. (1),

lit. c, begünstigten Personen.
(4) Die Vertreter der Dienstnehmer und

Dienstgeber werden von den zuständigen ge-
setzlichen Interessenvertretungen namhaft ge-
macht.

(5) Betrifft der Verhandlungsgegenstand öffent-
lich-rechtliche Dienstegeber [.§ 1, Abs. (2)], so
treten an Stelle der Vertreter der Dienstgeber
Vertreter der beteiligten Behörde oder Dienst-
stelle.

(6) Mit beratender Stimme können dem In-
validenausschuß und dem Einstellungsausschuß
ein Arzt des öffentlichen Gesundheitsdienstes
und ein Vertreter der Gewerbeinspektion bei-
gezogen werden.

(7) Die Zusammensetzung sowie der Wirkungs-
kreis des Invalidenausschusses und des Einstel-
lungsausschusses wird durch Verordnung näher
geregelt.

(8) Die Mitgliedschaft im Invalidenaussdhuß
und im Einstellungsausschuß ist ein unbesoldetes
Ehrenamt . D e n Mitgliedern, die nicht öffent-
liche Bedienstete sind, gebühr t der Ersatz der
Reiseauslagen.

Einstellungsschein und Gleichstellungsbeschein-
gung.

§ 13. (1) Personen, die allen Voraussetzungen
des § 2, Abs. (1), entsprechen, erhal ten als Aus-
weis hierüber auf Ansuchen einen amtlich aus-
gefertigten Einstellungsschein, wor in außer dem
Grade der Minderung der Erwerbsfähigkeit oder
der Versehrtenstufe auch alle sonstigen für die
Ar t der Verwendung maßgebenden Umstände
(Vorbildung, berufliche Ausbildung u n d Eignung,
Ergebnisse der Berufsberatung) ve rmerk t werden.

(2) Gleichgestellte [§ 2, Abs. (2)] erhalten als
Ausweis eine amtliche Gleichstellungsbescheini-
gung, in der außer den im Abs. (1) angeführten
Merkmalen die Geltungsdauer de r Gleichstellung
zu vermerken ist.

Ausfertigung und Einziehung des Einstellungs-
scheines und der Gleichstellungsbescheinigung.
§ 14. (1) Ober das Ansuchen u m Ausfertigung

eines Einstellungsscheines entscheidet das Landes-
invalidenamt. Der Einstellungsschein kann von
Amts wegen eingezogen werden, wenn die Voraus-

setzungen weggefallen sind. Die Gleichstellungs-
bescheinigungen werden vom Landesinvalidenamt
ausgestellt. Sie sind einzuziehen, wenn die Vor -
aussetzungen für die Gleichstellung nicht m e h r
gegeben sind.

(2) Für den G r a d der Minderung der Erwerbs-
fähigkeit oder für die Stufe der Versehrthei t der
im Sinne dieses Bundesgesetzes begünstigten
Personen, die wegen ihrer Gesundheitsschädigung
auf G r u n d öffentlich-rechtlicher Bestimmungen
eine Rente oder ein Versehrtengeld zuerkannt
erhalten halben, ist der hierüber ausgestellte Be-
scheid maßgebend. Die Minderung der Erwerbs-
fähigkeit v o n Personen, die infolge einer der im
§ 1, Abs. (1), lit. c, des Opfer-Fürsorgegesetzes
vom 17. Juli 1945, St. G.Bl. Nr. 90, angeführten
Ursachen eine Gesundheitsschädigung erlitten
haben, ist auf Grund der nach § 3, Abs. (1), der
Opfer -Fürsorgeverordnung vom .31. Oktober
1945, B. G. Bl. Nr. 34/1946, ausgestellten Amts-
bescheinigungen erforderlichenfalls vom Landes-
invalidenamte festzustellen. Diesem obliegt auch
die Feststellung der Minderung der Erwerbsfähig-
keit in den Fallen des § 2, Abs. (1), lit. d.

Arbeitsvermittlung.

§ 15. (1) Die Durchführung der Arbeitsver-
mittlung für die nach § 2 begünstigten Personen
obliegt den Arbeitsämtern. Diese haben dahin
zu wirken, daß die begünstigten Personen auf
solche Arbeitsplätze eingestellt werden, in denen
sie trotz ihrer Gesundheitsschädigung vollwertige
Arbeit zu leisten vermögen. Die Einstellung von
begünstigten Personen bedarf der Zustimmung
des Arbeitsamtes. Die Dienstigeber haben die
zur Erfüllung der Beschäftigungspflicht jeweils
erforderliche Zahl von begünstigten Personen
unverzüglich bei dem zuständigen Arbeitsamt
anzusprechen.

(2) Wenn ein Arbeitsplatz im Sinne des § 1,
Abs. (3), für die Einstellung begünstigter Per-
sonen vorbehalten ist, hat der Dienstgeber das
Freiwerden des vorbehaltenen Arbeitsplatzes
dem Arbeitsamte binnen drei Tagen anzuzeigen.
Wird ein vorbehaltener Arbeitsplatz neu ge-
schaffen, ist dies vom Dienstgeber dem Arbeits-
amt ohne Verzug anzuzeigen. Kann das Ar-
beitsamt auf den vorbehaltenen Arbeitsplatz eine
begünstigte Person nicht vermitteln, entfällt der
Vorbehalt. Hierüber ist dem Dienstgeber auf
Verlangen eine Bescheinigung auszustellen.

Auskunfts- und Anzeigepflicht.

§. 16. (1) Die Betriebe und Betriebsverbände
[§ 1, Abs. (4)] haben den zur Durchführung
und Handhabung dieses Bundesgesetzes berufenen
amtlichen Organen alle hiezu erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen.

(2) Ober die Beschäftigung der begünstigten
Personen ist von jedem Dienstgeber, gegebenen-
falls vom Betriebsverband, ein den behördlichen
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Organen auf Verlangen Torzuweisendes Ver-
zeichnis zu führen, worin — außer den für die
Pflichtzahl maßgebenden Unterlagen (§ 4) —
Beginn und Beendigung jedes solchen Dienst-
verhältnisses, Grad der Minderung der Erwerbs-
fähigkeit bzw. Versehrtenstufe sowie die wesent-
lichen Daten des Einstellungsscheines (der Gleich-
stellungsbescheinigung) anzugeben sind. Eine
Abschrift des Verzeichnisses samt den für die
Berechnung der Pflichtzahl (§ 4) und für die
Erfüllung der ßeschäftigungspflicht (§ 5) maß-
gebenden Unterlagen ist am 1. Februar und
1. August jedes Jahres dem zuständigen Ar-
beitsamt einzusenden, das die Angaben zu über-
prüfen hat.

(3) Die Auskunfts- und Anzeigepflicht der
Dienstgeber im Sinne des § 1, Abs. (2), wird
durch Verordnung geregelt.

Überwachung der Beschäftigung.
§ 17. (1) Die Einhaltung der Beschäftigungs-

pflicht nach § 1 wird von den Arbeitsämtern
überwacht, die, soweit sich die Überwachung
auf die Wahrung der Rücksichten auf Leben
und Gesundheit (§ 6) der im Sinne dieses Ge-
setzes beschäftigten Personen erstreckt, sich der
Mithilfe der nach Art des Betriebes zuständigen
Aufsichtsbehörde bedienen können.

(2) Die Überwachung der Einhaltung der Be-
schäftigungspflicht durch Dienstgeber im Sinnt
des § 1, Abs. (2), wird durch Verordnung ge-
regelt.

Vorschreibung und Eintreibung der Ausgleichs-
taxe.

§ 18. (1) Allgemeine Weisungen über die Ent-
richtung und Bemessung der Ausgleichstaxe
[§ 9, Abs. (1) und (2)] erläßt das Bundesmini-
sterium für soziale Verwaltung mit Zustimmung
des Beirates [§ 10, Abs. (2)].

(2) Die vorgeschriebenen Ausgleichstaxen wer-
den im Verwaltungswege eingetrieben. Auf die
Eintreibung finden die Bestimmungen des Bun-
desgesetzes vom 21. Juli 1925, B. G. Bl. Nr. 276
(Verwaltungsvollstreckungsgesetz), Anwendung.

Verfahren.
§ 19. (1) Ober die binnen vier Wochen ein-

zubringende Berufung gegen Bescheide eines Ar-
beitsamtes entscheidet der Invalidenausschuß
beim Landesarbeitsamt (§ 12) endgültig.

(2) Gegen Bescheide eines Invalidenausschusses
beim Landesarbeitsamt in erster Instanz, fer-
ner gegen Bescheide eines Landesinvalidenamtes
und eines Einstellungsausschusses beim Landes-
invalidenamt steht die binnen vier Wochen ein-
zubringende Berufung an das Bundesministerium
für soziale Verwaltung offen.

(3) Auf das Verfahren finden die Bestimmun-
gen des Bundesgesetzes vom 21. Juli 1925, B. G.
BL Nr. 274 (Allgemeines Verwaltungsverfah-
rensgesetz), Anwendung.

Verschwiegenheitspflicht.

§ 20. Die zur Einholung von Auskünften
(§ 16) befugten oder mit der Überwachung
(§ 17) betrauten oder sonst an der Durchfüh-
rung dieses Bundesgesetzes beteiligten Organa
sind zur Geheimhaltung der zu ihrer Kenntnis
gelangenden Geschäfts- und Betriebsverhält-
nisse verpflichtet.

Strafbestimmungen.

§ 21. Eine Übertretung der Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes und der auf Grund des-
selben erlassenen Verordnungen durch Dienst-
geber im Sinne des § 1, Abs. (1), stellt eine Ver-
waltungsübertretung dar und kann an dem
Schuldtragenden, sofern die Handlung nicht einer
strengeren Strafbestimmung unterliegt, von der
Bezirksverwaltungsbehörde, am Sitze einer Bun-
despolizeibehörde von dieser, mit Geld bis zu
2.500 S, im Uneinbringlichkeitsfalle mit Arrest
bis zu vier Wochen, bestraft werden. Die Geld-
strafen fließen in den Ausgleichstaxfonds [§ 10,
Abs. (1)].

Unterstützende Mitwirkung der Ämter und der
Betriebsvertretungen.

§ 22. (1) Alle öffentlichen Behörden, Ämter
und Anstalten sind zur unterstützenden Mit-
wirkung bei der Durchführung und Handhabung
dieses Bundesgesetzes verpflichtet.

(2) In den Betrieben, in denen Betriebsver-
tretungen der Dienstnehmer bestehen, haben
sich diese auch um die Durchführung und Hand-
habung dieses Bundesgesetzes zu bemühen. Sind
in einem Betriebe wenigstens fünf nach diesem
Gesetze begünstigte Personen beschäftigt, so hat
die Betriebsvertretung der Dienstnehmer bei Be-
ratung über Fragen der Durchführung und
Handhabung dieses Bundesgesetzes einen Ver-
trauensmann der begünstigten Personen mit be-
ratender Stimme zuzuziehen. Diese Bestim-
mungen gelten auch sinngemäß für Betriebe und
Dienststellen aller Art, die unter § 1, Abs. (2),
fallen.

Gebührenfreiheit.

§ 23. Alle in Angelegenheiten der Durch-
führung dieses Bundesgesetzes veranlaßten Amts-
handlungen, Eingaben, Aufnahmeschriften und
Zeugnisse unterliegen keiner Gebühr.

Wirksamkeitsbeginn und Vollziehung.

§ 24. (l) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Ok-
tober 1946 in Wirksamkeit.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesge-
setzes verlieren das Gesetz vom 1. Oktober 1920,
St. G. Bl. Nr. 459, über die Einstellung und
Beschäftigung Kriegsbeschädigter (Invalidenbe-
schäftigungsgesetz) in der Fassung des B. G. Bl.
Nr. 69 vom jähre 1928 (Text vom Februar
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1928) und des Bundesgesetzes vom 17. Dezem-
ber 1931, B. G. Bl. Nr. 384, die hiezu erlas-
senen Durchführungsverordnungen, die Ver-
ordnung über die Beschäftigung Schwerbeschä-
digter in der Ostmark vom 23. Jänner 1940
(Deutsches R. G. BL I S. 234) und die Dritte
Verordnung über die Verlängerung der Gel-
tungsdauer des Invalidenbeschäftigungsgesetzes
vom 25. November 1942 (Deutsches R. G. Bl.1
S. 664) ihre Geltung.

(3) Die Geltung der bisher ausgestellten Ein-
stellungsscheine und Gleichstellungsbescheini-
gungen erlischt nach Ablauf von sechs Monaten
nach dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes.

(4) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung im Einvernehmein mit den beteiligten Bun-
desministerien betraut.

Renner
Figl Maisel

1 6 4 . Bundesgesetz vom 25. Juli 1946,
betreffend Änderungen des Erbschaftsteuer-

gesetzes (Erbschaftsteuernovelle 1946).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
Das Erbschaftsteuergesetz vom 22. August

1925, Deutsches R. G. Bl. I S. 320, in der
Fassung der Einfuhrungsverordnung vom 8. De-
zember 1940, Deutsches R. G. Bl. I S. 1604, wird
abgeändert wie folgt;

a) § 5 entfällt.
b) In § 9, Abs. (1), Punkt 1, Ziffer 1, ent-

fallen die Worte „wenn er nicht nach § 17 a
von der Steuer befreit ist".

c) In § 10 wird nach Abs. (1) ein neuer Absatz
eingeschaltet:

„(2) Von Zuwendungen an solche inlän-
dische Stiftungen, Gesellschaften, Vereine
oder Anstalten, die ausschließlich mild-
tätige oder gemeinnützige Zwecke verfol-
gen, sofern ihnen eigene Rechtspersönlich-
keit zukommt, beträgt die Steuer ohne.
Rücksicht auf die Höhe der Zuwendung
5 v. H."

Der bisherige Abs. (2) wird Abs. (3), der bis-
herige Abs. (3) wird Abs. (4).

d) Nach § 16 ist einzuschalten:
„5. Befreiungen und Ermäßigungen.
§ 1 7 . (1) Steuerfrei bleibt:
1. Für Personen der Steuerklasse I oder II

ein Erwerb von nicht mehr als 10.000 S;
2. für Personen der Steuerklasse III

oder IV ein Erwerb von nicht mehr als
2.000 S;

3. für Personen der Steuerklasse V ein
Erwerb von nicht mehr als 500 S.

Obersteigt der Wert des Erwerbes die
Steuergrenze, so ist der ganze Erwerb
steuerpflichtig. Die Steuer wird jedoch nur
insoweit erhoben, als sie aus der Hälfte des
die Besteuerungsgrenze übersteigenden Be-
trages gedeckt werden kann.

(2) In den Fällen, in denen sich die Be-
steuerung gemäß § 8, Abs. (1), Punkt II,
auf das dort angeführte Vermögen be-
schränkt, beträgt die Besteuerungsgrenze
500 S. Die Sätze 2 und 3 des Albs. (1) fin-
den entsprechend Anwendung."

e) §§ l7a und 17 b und die ihnen voraus-
gestellte Überschrift entfallen.

f) In § 18, Abs. (1), entfällt Punkt 5.
Punkt 17 lautet: „Anfälle an den Staats-

schatz und an öffentliche Anstalten und
Fonds, deren Abgänge der Staat zu decken
verpflichtet ist, ferner Anfälle an die öffent-
lich-rechtlichen Gebietskörperschaften sowie
solche Anfälle, die ausschließlich Zwecken
des Staates oder der öffentlich-rechtlichen
Gebietskörperschaften dienen."

Die Punkte 18 und 19 entfallen.
g) In § 22, Abs. (2), wird als zweiter Satz

eingeschaltet: „Der Einheitswert ist bei
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben,
die vom Eigentümer und seinen Ange-
hörigen (Personen der Steuerklassen I und
II) selbst, mit oder ohne Beihilfe von
fremden Arbeitskräften, bewirtschaftet
wurden (bäuerliche Betriebe), mit einem
um 15.000 S verminderten Betrage anzu-
setzen, wenn der Erwerber oder bei
mehreren Erwerbern wenigstens einer, dem
bäuerlichen Berufskreise angehört."

h) In § 24 wird als zweiter Satz eingeschaltet:
„Dienste, die früher als drei Jahre vor dem
Tode des Erblassers geleistet wurden, wer-
den nicht berücksichtigt."

Artikel II.
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist

das Bundesministerium für Finanzen betraut. Es
ist insbesondere ermächtigt, das Erbschaftsteuer-
gesetz unter Berücksichtigung der Abänderungen
durch dieses Bundesgesetz und unter Berücksich-
tigung der gegenwärtigen Staats- und verwal-
tungsrechtlichen Einrichtungen mit Verordnung
wieder zu verlautbaren.

Renner
Figl Zimmermann

1 6 5 . Bundesgesetz vom 25. Juli 1946
über die Wiedereinführung der Weinsteuer.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Gesetz über die Weinsteuer vom
6. Februar 1919, St. G. Bl. Nr. 125, in der Fas-
sung vom 13. März 1938, die sich aus den fol-
gerndes Vorschriften ergibt:



332 Stück 48, Nr. 1S5.

a) § 4, Abs. (4), der Getränkestieuerverordming
vom 3. November 1922, B. G. Bl. Nr. 793,

b) Abschnitt B, Artikel III, Abs. (6), des Wie-
deraufbaugesetzes vom 27. November 1922,
B. G. BL Nr. 843,

c) § 4, Abs. (2) und (3), der II. Getränke-
steuerverordnung vom 19. Dezember 1922,
B. G. Bl. Nr. 902,

d) § 2 der III. Getränkesteuerverordnung vom
3. Juli 1923, B. G. Bl. Nr. 352, in der Fas-
sung des Artikels I, Abs. (1), der Ver-
brauchsteuernovelle vom 1. Juni 1926,
B. G. Bl. Nr. 142,

wird mit den nachstehenden Änderungen wieder
in Kraft gesetzt:

1. § 2, Abs. (1), lautet:
„Die Weinsteuer beträgt vom Hektoliter:
a) für Obst- und Beerenmost, soweit er nicht

unter Punkt b fällt, dann für Obst- und
Beerenwein und für unvergorenen (süßen)
Met 1'10 S, ferner wird bis 31. Dezember
1948 ein Aufbauzuschlag von 0'90 S ein-
gehoben;

b) für Weinmost, Wein, Malzwein, vergorenen
und halbvergorenen Met, andere wein-
ähnliche Getränke, weinhaltige Getränke
mit Ausnahme des Tresterweines, dann
für genußfertigen Obst- und Beerenmost,
bei dem die Gärung durch Pasteurisierung
oder auf andere Weise gehemmt wurde
und der mehr als 0'5 Volumprozent Al-
kohol enthält oder konzentriert ist,
12 S, ferner wird bis 31. Dezember 1948
ein Aufbauzuschlag von 8 S eingehoben."

2. § 3, Abs. (1), lautet:
„Als Kontrollgebühr sind unabhängig Von der

Weinsteuer 2u entrichten:
a) 50 g für jedes zur Versteuerung gelangende

Hektoliter der im § 1 bezeichneten Gegen-
stände;

b) 30 g für jedes Hektoliter der im § 1 bezeich-
neten Gegenstände, welche steuerfrei auf
Grund des § 11, beziehungsweise 12 dieses
Gesetzes abgefertigt werden."

3. In § 6, Abs. (5), entfällt der zweite Halbsau.

4. In § 8, Abs. (5), entfallen die Worte „unbe-
schadet der gefällsstrafrechtlichen Verantwortung."

5. Die §§ 18 bis 30 entfallen.

§ 2. Wer sich mit der Herstellung von wein-
steuerpflichtigen Gegenständen befaßt, hat inner-
halb von vierzehn Tagen, nach Kundmachung die-
ses Bundesgesetzes den ihm in § 4 des Gesetzes
über die Weinsteuer vom 6. Februar 1919,

St. G, Bl. Nr. 125, auferlegten Verpflichtungen
nachzukommen.

§ 3. Vorräte an weinsteuerpflichtigen Gegen-
ständen, welche sich zur Zeit des Wirksamkeits-
beginnes dieses Bundesgesetzes in angezeigten
Erzeugungsstätten oder bewilligten Freilagern be-
finden, sind an diesem Tage dem zuständigen
Kontrollorgane nach näherer Anordnung der
Durchführungsverordnung anzumelden.

§ 4. (1) Die am Wirksamkeitsbeginne dieses
Bundesgesetzes im freien Verkehr befindlichen Vor-
räte an der Weinsteuer unterworfenen Gegen-
ständen unterliegen einer Nachsteuer im Ausmaße
der unter § 1, Punkt 1, angeführten Steuersätze.

(2) Wer einen der Nachsteuer unterliegenden
Vorrat besitzt, ist verpflichtet, ihn spätestens am
dritten Tage nach Wirksamkeitsbeginn dieses
Bundesgesetzes bei dem in der Durchführungs-
verordnung zu bezeichneöden Organe anzumel-
den, die Vorratserhebung zu gestatten und die
Nachsteuer binnen acht Tagen nach Vorschrei-
bung zu entrichten.

(3) Wer einen der Nachsteuer unterliegenden
Vorrat für fremde Rechnung verwahrt, ist ver-
pflichtet, innerhalb der im Abs. (2) bestimmten
Frist diesen Vorrat und die Adresse desjenigen,
für dessen Rechnung er aufbewahrt wird, bei dem
in der Durchführungsverordnung zu bezeichnen-
den Organe anzumelden und die Vorratserhebung
zu gestatten.

(4) Von dieser Verpflichtung zur Anmeldung
und Nachversteuerung sind Personen befreit, deren
Vorrat an in § 1, Punkt 1, bezeichneten Gegen-
ständen nicht mehr als ein Hektoliter beträgt.

(5) Die Unterlassung der vorgeschriebenen An-
meldung zur Nachversteuerung sowie Unrichtig-
keiten in der Anmeldung werden, sofern die Ab-
weichung 10 v. H. der tatsächlich vorgefundenen
Menge übersteigt, als Steuervergehen bestraft.

§ 5. Dieses Bundesgesetz tritt, soweit nichts an-
deres bestimmt ist, mit Beginn des zweiten Ka-
lendermonates nach seiner Kundmachung in Kraft.

§ 6. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.
Es ist insbesondere ermächtigt, das Gesetz über
die Weinsteuer vom 6. Februar 1919, St. G. Bl.
Nr. 125) in seiner durch die bis zum 13. März
1938 eingetretenen Änderungen und durch dieses
Bundesgesetz ergänzten oder geänderten Fassung
sowie unter Berücksichtigung der gegenwärtigen
Staats- und verwaltungsrechtlichen Einrichtungen
wieder zu verlautbaren.

Renner
Figl Zimmermann


